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Anlage 1 Übersicht der Maßnahmen und Festbeträge 

Lfd. 

Nr. 

Maßnahmenbereich Maßnahme  Vergütung  

A1 Schutz, Erhaltung und Wie-

derherstellung halboffener, 

lichter Waldstrukturen 

Niederwald-Bewirtschaftung z. B. auf ehemali-

gen Truppenübungsplätzen 

EFK 

Einrichtung (Abtrieb und Beräumung) EFK 

Umtrieb bis 25 Jahre 50 € / ha*a  

A2 Schutz, Erhaltung und Wie-

derherstellung  halboffener, 

lichter Waldstrukturen 

Mittelwald-Bewirtschaftung  

Einrichtung (Abtrieb und Beräumung) EFK 

Umtrieb bis 30 Jahre als Einmalzahlung 55 € / ha*a 

Umtrieb > 30 Jahre als Einmalzahlung 80 € / ha*a 

A3 Schutz, Erhaltung und Wie-

derherstellung  halboffener, 

lichter Waldstrukturen 

Biotoppflege mit Tieren Markterkundung zur 

Preisfindung/EFK bei 

laufenden Pflegemaß-

nahmen 

A4 Schutz, Erhaltung und Wie-

derherstellung  halboffener, 

lichter Waldstrukturen 

kleinflächige Auflichtung des Bestandsschir-

mes,  Auflichtung aller Bestandsschichten, 

auch Strukturierung und Auflockerung der Ver-

jüngung für wärme- und trockenheitsabhängige 

charakteristische Arten von LRT 

EFK 

B Schutz, Erhaltung und Wie-

derherstellung  offener 

Rohbodenstandorte 

Kleinflächige Streuentnahme, Plaggenhieb, 

Oberbodenabtrag oder vergleichbare Methoden 

 

Manuell/motormanuell 2500 € / 1000m2 

Maschinell  300 € / 1000m2 

sachgerechte Entsorgung 1700 € / 1000m2 

C Schutz, Erhaltung und Wie-

derherstellung wertvoller 

Offenlandbiotope durch 

Gehölzentnahme 

Entfernung der Gehölzsukzession auf erforder-

lich unbestockten Flächen 

 

Erhaltungsmaßnahmen in den Folgejahren 

EFK 

 

EFK 

D temporäre, örtliche Einstel-

lung der Nutzung 

Verzicht auf Bewirtschaftung oder Bestands-

pflege eines Habitats für einen bestimmten 

Zeitraum (5 bis 10 Jahre), 

z. B. bei bestätigten Fledermausquartieren in 

Bäumen (v. a. Wochenstuben) sind diese 

Bäume einschließlich des Bestandes in einem 

Radius von 25 m um das Quartier dauerhaft zu 

erhalten und zu markieren. 

200 € / ha * a 

(als Einmalzahlung für 

mind. 5 Jahre) 

E Einzelvereinbarungen, spe-

zielle Artenhilfsmaßnah-

men 

Einzelfallkalkulation z. B. zur Berücksichtigung 

von Artenschutzanforderungen, besonderer Er-

schwernisse (Standort, Böden) oder besonde-

rer Verfahren (z. B. bodenschonende Rücke-

verfahren, Bau von Zaunverblendungen/Hor-

dengattern etc.) 

EFK 
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Anlage 2 Fachliche Begründung der Maßnahmen 

lfd. Nr. Massnahmen-
bereich 

Massnahme Begründung Ziel-Arten Ziel-LRT 

A1 Schutz, Erhal-
tung und Wie-
derherstellung 
halboffener, 
lichter Wald-
strukturen 

Niederwald-Be-
wirtschaftung 
auf ehemaligen 
Truppen-
übungsplätzen 

Durch die Bewirtschaftung entsprechend 
historischer Waldnutzungsformen werden 
regelmäßig lichte Waldbestände geschaf-
fen und erhalten, die die Entwicklung einer 
diversifizierten Krautschicht und der da-
rauf angewiesenen Insekten- und Vogel-
Arten ermöglichen. Die Einrichtung/Wie-
dereinrichtung von Niederwald und des-
sen Bewirtschaftung ist Bestandteil der 
forstwirtschaftlichen Festsetzungen z.B. 
im NSG/FFH „Döberitzer Heide“. Die Fest-
legungen aus der Schutzgebietsverord-
nung haben den Zweck die Entwicklungs-
dynamik, die vorher durch die TÜP Nut-
zung gewährleistet war, mir zivilen Mitteln 
und Nutzungsformen nachzubilden. Es 
geht hier darum durch geeignete Nut-
zungsformen immer wieder auch junge 
und mittlere Stadien des Waldes und des 
Vorwaldes als Habitat verschiedenster 
Elemente insbesondere der Avifauna und 
der Insekten vorzuhalten. Zu A3:) Die be-
sonders reiche faunistische und floristi-
sche Ausstattung von bewirtschafteten 
Hutewäldern (meist Eiche oder Buche we-
gen der Mast) ist bekannt und hat in ande-
ren EU Mitgliedsstatten sogar zur Auswei-
sung selbstständiger FFH LRT geführt 
(Fennoskandische Baumweiden). Dies ist 
bedingt durch ein anderes Bestandsklima 
welches diese lichtere Waldform, die ein 
Hutewald darstellt und durch veränderte 
Konkurrenz Bedingungen in der Kraut-
schicht, dass der Artenreichtum an Fauna 
und Flora deutlich gegenüber geschlosse-
nen normalen Waldbeständen zunimmt.  
Gerade FFH Arten wie z.B. Eremit und Ei-
chenheldbockkäfer werden durch be-
sonnte Brutbaum Stämme in Hutewäldern 
ausgezeichnet und effektiv gefördert 

Wiedehopf   

A2 Schutz, Erhal-
tung und Wie-
derherstellung 
halboffener, 
lichter Wald-
strukturen 

Mittelwald-Be-
wirtschaftung 

Eremit, Heldbock, Mit-
telspecht 

9160 

A3 Schutz, Erhal-
tung und Wie-
derherstellung 
halboffener, 
lichter Wald-
strukturen 

Biotoppflege 
mit Tieren 

Eremit, Heldbock, Wen-
dehals, diverse Singvo-
gelarten, Grün-, Grau-
specht 

9160, 9190, 
91T0 
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A4 Schutz, Erhal-
tung und Wie-
derherstellung 
halboffener, 
lichter Wald-
strukturen 

kleinflächige 
Auflichtung des 
Bestandes-
schirmes,   
Auflichtung al-
ler Bestandes-
schichten, auch 
Strukturierung 
und Auflocke-
rung der Ver-
jüngung für 
wärme- und tro-
ckenheitsab-
hängige cha-
rakteristische 
Arten von LRT 
 

Licht- und wärmebedürftige Tier- und 
Pflanzenarten sind angewiesen auf halb-
offene, lichte Waldbestände, die in ökono-
misch optimal bewirtschafteten Wäldern 
nicht ausreichend vorkommen. Gefördert 
wird die Auflichtung von Gehölzbeständen 
in trockenen Lebensräumen mit (Rest-) 
Vorkommen dieser Arten. 

Heldbock, Eremit, Orch-
ideen, Arnica montana, 
Jurinea cynoides, The-
sium ebracteatum, cha-
rakteristische Pflanzen-
arten der 91U0, 91T0, 
Baumpieper, Heideler-
che, Wendehals, Gar-
tenrotschwanz, Grün-
specht, Grauspecht, 
Grauschnäpper, Auer-
huhn 

6120, 9150, 
9170, 9190, 
91T0, 91U0 

B Schutz, Erhal-
tung und Wie-
derherstellung 
offener Rohbo-
denstandorte 

Streuent-
nahme, Plag-
genhieb, 
Oberbodenab-
trag oder ver-
gleichbare Me-
thoden 

Durch die Schaffung offener Rohboden-
standorte wird die Sukzession in vor allem 
trockenen Lebensräumen zurückgesetzt 
und einer Eutrophierung und Ruderalisie-
rung der Standorte entgegengewirkt. Kon-
kurrenzsschwache, charakteristische Pio-
nierarten können sich wieder aus den 
noch vorhandenen Samenbanken regene-
rieren. Junge, artenreiche Moos- und 
Flechtenrasen bilden anschließend eigene 
Zielbiotope und sind Lebensraum für zahl-
reiche gefährdete Gefäßpflanzen und Wir-
bellose. 
 

Wendehals, Wespen-
bussard 

2330, 6120, 
6210, 6230, 
6240, 91T0 

C Schutz, Erhal-
tung und Wie-
derherstellung 
wertvoller Of-
fenlandbiotope 
durch Gehöl-
zentnahme 

Entfernung der 
Gehölzsukzes-
sion auf erfor-
derlich unbe-
stockten Flä-
chen 

In den Waldbestand eingestreute Offen-
landbiotope wie z. B. Trockenrasen oder 
Heideflächen verschwinden zunehmend 
im Laufe der Sukzession und der natürli-
chen Ansiedlung von Gehölzen. Es be-
steht für diese LRT eine Erhaltungsver-
pflichtung nach FFH-RL, die bedingt, dass 
die Gehölzsukzession zurückgedrängt 
werden muss. Nachfolgend kann eine re-
gelmäßige Pflege (Mahd/Beweidung) der 
Fläche die Wiederansiedlung von Gehöl-
zen verhindern. Die Maßnahme kann 
auch für inzwischen überformte Flächen 
beantragt werden, wenn charakteristische 
Arten noch vorkommen oder der LRT ge-
mäß Meldeunterlagen wiederherzustellen 
ist. 
 

Schreiadler, Wespen-
bussard, Baumpieper, 
Heidelerche, Wende-
hals, Grün-, Grauspecht 

2310, 2330, 
4030, 6120, 
6210, 6240, 
6410, 6510, 
7140, 7150, 
7210 

D temporäre, örtli-
che Einstellung 
der Nutzung 

Verzicht auf 
Bewirtschaf-
tung oder Be-
standspflege ei-
nes Habitats für 

Bei Vorkommen bestimmter Arten kann 
der Nutzungsverzicht für einen begrenzten 
Zeitraum festgelegt werden, um eine Be-
wirtschaftungsruhe zum Schutze des Art-

Eremit, Fledermäuse, 
Greifvögel, Schwarz-
storch, Spechte, Zwerg-
schnäpper 
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einen bestimm-
ten Zeitraum (5 
bis 10 Jahre), 
z. B. bei bestä-
tigten Fleder-
mausquartieren 
in Bäumen (v. 
a. Wochenstu-
ben) sind diese 
Bäume ein-
schließlich des 
Bestandes in 
einem Radius 
von 25 m um 
das Quartier 
dauerhaft zu er-
halten und zu 
markieren.  
 

vorkommens zu erreichen. Eine Verlänge-
rung bei Fortbestand des Verzichtsgrun-
des ist möglich. 

E Einzelvereinba-
rungen, spezi-
elle Artenhilfs-
maßnahmen 

Einzelfallkalku-
lation z. B. zur 
Berücksichti-
gung von Ar-
tenschutzanfor-
derungen, be-
sonderer Er-
schwernisse 
(Standort, Bö-
den) oder be-
sonderer Ver-
fahren (z. B. 
bodenscho-
nende Rücke-
verfahren, Bau 
von Zaunver-
blendun-
gen/Hordengat-
tern etc.)  

Analog der Artenhilfsmaßnahmen beim 
Vertragsnaturschutz im Offenland sind 
auch beim Wald-Vertragsnaturschutz im 
Einzelfall für bestimmte Arten mit speziel-
len Habitatanforderungen (z.B. Hirschkä-
fer, Auerhuhn, Sumpfschildkröte) individu-
elle Maßnahmenlösungen erforderlich, um 
die Erhaltungsziele der FFH-RL für diese 
Arten erreichen zu können. Diese können 
zum einen inhaltlich über die bestehenden 
standardisierten Maßnahmen hinausge-
hen, zum anderen auch besondere Stand-
ortbedingungen berücksichtigen (z.B. Er-
schwernisse wie Hangneigung, nasse Bö-
den), die angepasste Verfahren erfordern 
(z. B. bodenschonende Rückeverfahren). 
Im Rahmen dieser Maßnahmen können 
auch individuell angepasste zeitliche 
und/oder räumliche Nutzungseinschrän-
kungen festgelegt werden. Für diese Spe-
zialfälle lassen sich keine Standardvergü-
tungssätze belastbar abbilden, die Vergü-
tung ist im Rahmen von Einzelfallkalkulati-
onen nach anerkannten Kostenkalkulatio-
nen - ggf. unter Durchführung einer 
Markterkundung - zu ermitteln. 
 

z.B. Hirschkäfer, Auer-
huhn, Sumpfschildkröte 
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Anlage 3 Ablaufschema VN-Verfahren 

Ablaufschema Verfahren Vertragsnaturschutz im Wald   
 

                                                      
2 Betreuungsstellen sind die Naturparke und Biosphärenreservate (N5 – N8), Ref. N2, N3 (Natur-
schutzstation Linum) und N4 (Vogelschutzwarte Buckow/Baitz)  

Auswahlverfahren 

LfU, N2 
 „Umsetzung    NA-

TURA 2000“, 
NatPVUO 

 

• Maßnahmen werden unter Berücksichtigung der Priorität (Erreichung 
der Erhaltungsziele Natura 2000, gesetzlich geschützte Biotope und 
Arten sowie Flächen mit hohem Naturschutzwert) in einer Bedarfser-
fassungstabelle erfasst und gewichtet 

• Aufteilung Budget auf die einzelnen Betreuungsstellen2 auf Basis Pri-
orisierung Bedarfserfassungstabelle und Mitteilung an LfU, S3  

  

Betreuungsstellen1 • Führung eines Antragsgespräches 

 

Vertragsabschluss 

Betreuungsstellen² 

• Vorbereitung der Zuwendungsverträge inkl. Vertragsbegleitblatt unter 
Beachtung von Punkt 4.1 der VV-VN-Wald (Dokumentation Antrags-
gespräch) 
 

 

LfU, N2  
„Umsetzung     NA-

TURA 2000“,  
NatPVUO 

• Fachliche Prüfung der Zuwendungsverträge (Zuwendungsart- und 
höhe, Flächenabgleich, Ausschluss Doppelförderung, De-minimis-Er-
klärung) 

 

LfU, S3 
 „Finanzen, BdH“, 

NatPVUO 

• haushaltstechnische Bearbeitung/Titelverwaltung  
• Mittelfestlegung – Vertragsunterzeichnung 

 

Auszahlverfahren 

Betreuungsstellen 

• Kontrolle Dokumentation des Vertragsnehmers und Erfüllung der ver-
traglich festgelegten Auflagen auf den Flächen 

• Weiterleitung Auszahlungsanträge der Vertragsnehmer mit Bericht 
der Betreuungsstelle und R & S (rechnerisch und sachlich richtig) – 
Zeichnung an LfU, S3 

 

 
LfU, S3  

„Finanzen, BdH“,  
NatPVUO 

• Auszahlung der durch LfU/N festgestellten Höhe der Zuwendungen  
• Überwachung De-minimis, Mitteilung an MLUK 

LfU, N2 
 „Umsetzung     

NATURA 2000“,  
NatPVUO 

• Erfüllung der Transparenzpflicht, Mitteilung an MLUK  
• Vor-Ort-Kontrollen (Maßnahmendurchführung, Flächengrößen) bei 

5% der Begünstigten 
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BMEL, Referat 612 Stand: April 2015 

 
 
 

M e r k b l a t t3 
 
 

zur Verordnung (EU) Nr. 1407/2013 der Kommission vom 18. Dezember 2013 über die 

Anwendung der Artikel 107 und 108 des Vertrags über die Arbeitsweise der Europäi-

schen Union auf De-minimis-Beihilfen4 
 
 
 

I.  Geltungsbereich und Begriffsbestimmungen 

Die hierzu maßgeblichen Vorschriften der Verordnung finden sich in den Artikeln 1 und 2. 

 

Folgende Punkte sind hervorzuheben: 

 

1. Anwendungsbereich der Verordnung 

Die Verordnung gilt - abgesehen von wenigen Ausnahmen - für Beihilfen (Einzelbeihilfen und 

Beihilferegelungen) an Unternehmen aller Wirtschaftszweige. Unter anderem unterliegen der 

Forstsektor und grundsätzlich auch die Verarbeitung und Vermarktung landwirtschaftlicher Er-

zeugnisse dieser Verordnung. 

 

Beihilfen an Unternehmen im Bereich der Primärerzeugung landwirtschaftlicher Erzeugnisse 

unterliegen nicht dieser Verordnung. In diesem Bereich gilt die Verordnung (EU) Nr. 

1408/2013 der Kommission vom 18. Dezember 2013 über die Anwendung der Artikel 107 und 

108 des Vertrags über die Arbeitsweise der Europäischen Union auf De-minimis-Beihilfen im 

Agrarsektor5. So fallen z. B. De-minimis-Beihilfen für Tätigkeiten im Weinberg unter die Ver-

ordnung (EU) Nr. 1408/2013, während De-minimis-Beihilfen für Tätigkeiten in der Kellerwirt-

schaft der Verordnung (EU) Nr. 1407/2013 unterfallen. 

 

Vom Anwendungsbereich der Verordnung (EU) Nr. 1407/2013 sind des Weiteren ausgenom-

men: 

 

                                                      
3 Alle Ausführungen in diesem Merkblatt sind rechtlich unverbindlich. Verbindlich sind alleine die 

Vorgaben der zitierten Rechtsvorschriften und deren Auslegung durch die europäischen und natio-
nalen Gerichte. 

4 ABl. EU Nr. L 352, S. 1. 
5 ABl. EU Nr. L 352, S. 9. 
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- Beihilfen an Unternehmen, die in der Fischerei oder der Aquakultur im Sinne der Verord-

nung (EG) Nr. 104/20006 tätig sind, 

 

- Beihilfen an Unternehmen, die in der Verarbeitung und Vermarktung landwirtschaftlicher 

Erzeugnisse tätig sind, wenn 

� sich der Beihilfebetrag nach dem Preis oder der Menge der bei Primärerzeugern erwor-

benen oder von den betroffenen Unternehmen vermarkteten Erzeugnisse richtet oder 

� die Beihilfe davon abhängig ist, dass sie ganz oder teilweise an die Primärerzeuger wei-

tergegeben wird, 

 

- Beihilfen für exportbezogene Tätigkeiten sowie 

 

- Beihilfen, die davon abhängig sind, dass heimische Waren Vorrang vor eingeführten Waren 

erhalten. 

 

2. Unternehmensbegriff 

Neu aufgenommen hat die Europäische Kommission in Artikel 2 Abs. 2 eine Definition des 

Unternehmensbegriffs; abzustellen ist auf das sog. „einzige Unternehmen“, wobei ggf. etwaige 

Unternehmensbeteiligungen und Verbindungen zu anderen Unternehmen zu prüfen sind. Diese 

Definition ist relevant für die Prüfung der Einhaltung der individuellen De-minimis-Ober-

grenze. 

 

Nach Artikel 2 Abs. 2 sind mehrere miteinander verbundene Unternehmen als ein einziges Un-

ternehmen anzusehen, wenn eines der folgenden Kriterien erfüllt ist: 

 

- Ein Unternehmen hält die Mehrheit der Stimmrechte der Anteilseigner oder Gesellschafter 

eines anderen Unternehmens; 

 

- ein Unternehmen ist berechtigt, die Mehrheit der Mitglieder des Verwaltungs-, Leitungs- 

oder Aufsichtsgremiums eines anderen Unternehmens zu bestellen oder abzuberufen; 

 

- ein Unternehmen ist gemäß einem mit einem anderen Unternehmen geschlossenen Vertrag 

oder aufgrund einer Klausel in dessen Satzung berechtigt, einen beherrschenden Einfluss 

auf dieses Unternehmen auszuüben; 

 

                                                      
6 Verordnung (EG) Nr. 104/2000 des Rates vom 17. Dezember 1999 über die gemeinsame Marktorga-
nisation für Erzeugnisse der Fischerei und der Aquakultur (ABl. EU Nr. L 17 vom 21.1.2000, S. 22) 
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- ein Unternehmen, das Anteilseigner oder Gesellschafter eines anderen Unternehmens ist, 

übt gemäß einer mit anderen Anteilseignern oder Gesellschaftern dieses anderen Unterneh-

mens getroffenen Vereinbarung die alleinige Kontrolle über die Mehrheit der Stimmrechte 

von dessen Anteilseignern oder Gesellschaftern aus. 

 

Auch Unternehmen, die über ein anderes Unternehmen oder mehrere andere Unternehmen zu-

einander in einer der Beziehungen gemäß Unterabsatz 1 Buchstaben a bis d stehen, werden als 

ein einziges Unternehmen betrachtet. Eine Verbindung zwischen Unternehmen über natürliche 

Personen findet bei den vg. Überlegungen keine Berücksichtigung.7 

 

Entfallen ist das allgemeine Verbot der Beihilfengewährung an „Unternehmen in Schwierigkei-

ten“. 

 

 

II.  De-minimis-Beihilfen 

Die Europäische Kommission kann Beihilfen, die einen bestimmten Schwellenwert nicht über-

schreiten (De-minimis-Beihilfen), von der Anmeldepflicht freistellen.  

 

Nach Artikel 3 Abs. 1 der Verordnung (EU) Nr. 1407/2013 werden Maßnahmen, die die Vor-

aussetzungen dieser Verordnung erfüllen, als Maßnahmen angesehen, die nicht alle Tatbe-

standsmerkmale des Artikels 107 Abs. 1 AEUV erfüllen. Solche Maßnahmen stellen damit 

keine staatlichen Beihilfen i. S. dieser Vorschrift dar. Die betreffenden Maßnahmen unterliegen 

folglich nicht der Anmeldepflicht nach Artikel 108 Abs. 3 AEUV.  

 

Artikel 3 statuiert in seinem Absatz 2 eine Höchstbegrenzung von De-minimis-Beihilfen. So 

darf auf Zuwendungsempfängerebene die einem einzigen Unternehmen i. S. v. Artikel 2 Abs. 2 

gewährte Beihilfe – bezogen auf einen Zeitraum von drei Steuerjahren – insgesamt 

200.000 Euro (bzw. bei Beihilfen im gewerblichen Straßengüterverkehr 100.00 Euro) nicht 

überschreiten. Der Dreijahreszeitraum ist fließend, d. h. bei jeder Neubewilligung einer „De-

minimis“-Beihilfe ist die Gesamtsumme der dem relevanten einzigen Unternehmen im laufen-

den Steuerjahr sowie in den vorangegangenen zwei Steuerjahren gewährten „De-minimis“-Bei-

hilfen festzustellen. Maßgeblich zur Bestimmung des Dreijahreszeitraumes ist das Jahr, in dem 

das Unternehmen nach dem geltenden nationalen Recht einen Rechtsanspruch auf die Beihilfe 

                                                      
7 Nach Aussagen der Europäischen Kommission (GD Wettbewerb) ist die Definition nach Artikel 2 Absatz 2 abschließend. 

D.h. die etwaige Verbindung einzelner Unternehmen über natürliche Personen (entsprechend der aktuellen EuGH-Recht-
sprechung (C-110/13 – HaTeFo GmbH, Urteil vom 27.02.2014) ist daher aus Vereinfachungsgründen nur außerhalb des 
Anwendungsbereichs der De-minimis Verordnung zu beachten. 
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erwirbt, unabhängig davon, wann die Beihilfe tatsächlich ausgezahlt wird. Das Steuerjahr ist 

das jeweilige Kalenderjahr. 

 

Der Höchstwert gilt für alle dem Zuwendungsempfänger nach dieser Verordnung gewährten 

De-minimis-Beihilfen ungeachtet ihrer Art und Zielsetzung (z. B. Betriebsbeihilfen oder Bei-

hilfen für Investitionen in Form von Bürgschaften, Zinsverbilligungen oder verlorenen Zu-

schüssen) und unabhängig davon, ob die von dem Mitgliedstaat gewährte Beihilfe ganz oder 

teilweise aus Unionsmitteln finanziert wird.  

 

Im Falle von Unternehmensfusionen oder – übernahmen müssen nach Artikel 3 Abs. 8 alle De-

minimis-Beihilfen, die den jeweiligen Unternehmen im laufenden und in den vorangegangenen 

zwei Jahren gewährten wurden, bei der Prüfung der Einhaltung der Obergrenze berücksichtigt 

werden. Die Rechtmäßigkeit der zuvor gewährten De-minimis-Beihilfen wird dadurch aber 

nicht in Frage gestellt. 

 

Im Falle von Unternehmensaufspaltungen müssen die zuvor erhaltenen De-minimis-Beihilfen 

nach Möglichkeit den jeweiligen Betriebsteilen zugewiesen werden. Ist das nicht möglich, er-

folgt eine Zuweisung auf der Grundlage des Buchwerts des Eigenkapitals der neuen Unterneh-

men. 

 

Nach Artikel 3 Abs. 7 ist die Gewährung einer De-minimis-Beihilfe ausgeschlossen, wenn der 

beantragte Betrag die Höchstgrenze von 200.000 Euro oder – wenn bereits De-minimis-Beihil-

fen im Dreijahreszeitraum gewährt wurden – das verbleibende zulässige Fördervolumen über-

steigt. 

 

Die Verordnung gilt nur für transparente Beihilfen. Das sind Beihilfen, bei denen sich das Brut-

tosubventionsäquivalent nach Maßgabe von Artikel 4 im Voraus berechnen lässt. Zuschüsse 

und Zinszuschüsse werden nach Artikel 4 Abs. 2 als transparente Beihilfen angesehen.  

Im Falle zinsverbilligter Darlehen wird der Zinsvorteil berücksichtigt, den das Unternehmen 

erhält. Bei der Berechnung des Beihilfewertes ist zu berücksichtigen, dass der gesamte Zinsvor-

teil nicht – wie bei einem Barzuschuss – in voller Höhe bei Auszahlung der Mittel, sondern 

über die gesamte Darlehenslaufzeit gewährt wird. Bei Bürgschaften besteht die Möglichkeit, 

das Verfahren zur Berechnung des Bruttosubventionsäquivalentes nach Artikel 108 Abs. 3 

AEUV anzumelden und einer Genehmigung zuzuführen. 

 

De-minimis-Beihilfen dürfen nach Artikel 5 nicht frei mit anderen Maßnahmen kumuliert wer-

den. Eine De-minimis-Beihilfe darf somit nur im Rahmen der im Beihilferecht festgelegten zu-

lässigen Förderintensität zu einer anderen Fördermaßnahme hinzutreten. Bei Überschreitung 

dieses Rahmens darf keine De-minimis-Beihilfe gewährt werden.  
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Beispiel zur Reichweite des Kumulierungsverbotes: 

Ein Investitionsvorhaben für einen Betrieb der landwirtschaftlichen Verarbeitung mit ei-

nem Gesamtvolumen über 1.000.000 Euro erhält eine nach der Agrarfreistellungsverord-

nung freigestellte Investitionsbeihilfe i. H. v. 300.000 Euro (= 30 %). Nach der Agrarfrei-

stellungsverordnung wäre eine Beihilfe von höchstens 400.000 Euro (= 40 %) zulässig. 

Wegen des Kumulierungsverbotes darf diese Förderung daher mit einer De-minimis-Bei-

hilfe von höchstens 100.000 Euro kumuliert werden, obwohl nach der De-minimis-Ver-

ordnung eine Förderung von bis zu 200.000 Euro zulässig wäre.  

 

De-minimis-Beihilfen nach dieser Verordnung können mit Beihilfen nach der Verordnung 

(EU) Nr. 360/2012 (DAWI-De-minimis-Verordnung) bis zu der in dieser Verordnung festge-

legten Obergrenze kumuliert werden. Eine Kumulierung mit De-minimis-Beihilfen nach ande-

ren De-minimis-Verordnungen ist bis zu dem in Artikel 3 Abs. 2 genannten Höchstbetrag mög-

lich. 

 

Beispiel zur Einhaltung der Obergrenzen:  

Für ein Vorhaben sollen De-minimis-Beihilfen gewährt werden. Die Begünstige hat in 

den letzten zwei Jahren keine gewerblichen De-minimis-Beihilfen erhalten, allerdings 

15.000 Euro Agrar-De-minimis-Beihilfen nach der Verordnung (EU) Nr. 1408/2013. We-

gen der Vorgabe zur Einhaltung der Obergrenzen kann daher eine De-minimis-Beihilfe 

von höchstens 185.000 Euro gewährt werden, obwohl nach der gewerblichen De-mini-

mis-Verordnung eine Förderung von bis zu 200.000 Euro zulässig wäre.  

 

 

III. Überwachung 

Der Beihilfengeber hat sich zu vergewissern, dass die De-minimis-Beihilfe den zulässigen in-

dividuellen Gesamtbetrag nicht überschreitet. Nach Artikel 6 Abs. 1 der Verordnung (EU) 

Nr. 1407/2013 sind vor der Gewährung einer De-minimis-Beihilfe verschiedene Schritte zu 

beachten: 

 

1. Dem potentiellen Beihilfenempfänger ist mitzuteilen, dass beabsichtigt ist, ihm eine De-mi-

nimis-Beihilfe zu gewähren. Gleichzeitig ist ihm die voraussichtliche Höhe der De-mini-

mis-Beihilfe bekanntzugeben. 

 

2. Der Zuwendungsempfänger hat im Gegenzug dem Beihilfegeber eine vollständige Über-

sicht über sonstige von ihm oder von mit ihm verbundenen Unternehmen in den letzten 
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zwei Jahren sowie im laufenden Jahr bezogenen und beantragten De-minimis-Beihilfen vor-

zulegen (sog. De-minimis-Erklärung). Diese Übersicht muss auch auf Grundlage einer an-

deren De-minimis-Verordnung erhaltene und beantragte De-minimis-Beihilfen beinhalten.  

 

3. Nach Vorliegen der relevanten Informationen muss der Beihilfengeber prüfen, ob die beab-

sichtigte De-minimis-Beihilfe in der angedachten Höhe tatsächlich gewährt werden kann. 

 

4. Dem Zuwendungsempfänger ist eine Bescheinigung über die gewährte De-minimis-Beihilfe 

auszustellen (sog. De-minimis-Bescheinigung). 

 

Nach Artikel 6 Abs. 4 hat der Mitgliedstaat alle erforderlichen Unterlagen, die Aufschluss dar-

über geben, ob die Bedingungen für die Zuwendung der Verordnung erfüllt sind, zu sammeln, 

zu registrieren und für eine Dauer von zehn Jahren aufzubewahren.  

 

Des Weiteren wird dem Mitgliedstaat die Verpflichtung auferlegt, der Europäischen Kommis-

sion auf schriftliches Ersuchen innerhalb einer vorgegebenen Frist alle erforderlichen Unterla-

gen zur Beurteilung der Einhaltung der Verordnung zu übermitteln. Dazu zählen vor allem An-

gaben über die Beachtung der in den jeweiligen Anhängen der Verordnung aufgeführten Ge-

samtbeihilfebeträge.  

 

 

IV.  Übergangs- und Schlussbestimmungen 

Bei einer von der Europäischen Kommission angeordneten Rückforderung von rechtswidrigen 

Beihilfen kommt regelmäßig eine rückwirkende Anwendung der Verordnung in Betracht. Inso-

weit wird auf die Bekanntmachung der Kommission unter dem Titel „Rechtswidrige und mit 

dem Gemeinsamen Markt unvereinbare staatliche Beihilfen: Gewährleistung der Umsetzung 

von Rückforderungsentscheidungen der Kommission in den Mitgliedstaaten“ (Amtsblatt EU 

vom 15.11.2007 Nr. C 272, S. 4) und die dortige Randnummer 49 verwiesen.  

 

Die Verordnung gilt bis zum 31.12.2020. Auf die zu diesem Zeitpunkt bestehenden De-mini-

mis-Beihilferegelungen kann die Verordnung noch weitere sechs Monate angewendet werden.  

 

 

V.  Umsetzung der Verordnung in der Bundesrepublik Deutschland 

Um zu gewährleisten, dass der individuelle Gesamtbetrag nicht überschritten und die Informati-

onspflichten gegenüber der Kommission eingehalten werden, sind verschiedene Verfahrens-

schritte erforderlich. 
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1. Schritt: 

 

Übermittlung der nachstehenden Mitteilung nebst Anlagen (Erläuterungen und Erklä-

rung) an den Zuwendungsempfänger 

 

 

Mitteilung an den Zuwendungsempfänger über die Gewährung einer De-minimis-Beihilfe 

nach Artikel 6 Abs. 1 der Verordnung (EU) Nr. 1407/2013: 

 

______________________________________________________ (Zuwendungsempfänger) 

 

 

Ich möchte Ihnen mitteilen, dass ich beabsichtige, Ihnen eine De-minimis-Beihilfe nach der 

Verordnung (EU) Nr. 1407/2013 der Kommission vom 18.12.2013 über die Anwendung der 

Artikel 107 und 108 des Vertrags über die Arbeitsweise der Europäischen Union auf De-mini-

mis-Beihilfen8 zu gewähren. Diese Mitteilung ist keine Förderzusage und keine Zustimmung 

zum vorzeitigen Maßnahmenbeginn. 

 

Die voraussichtliche Höhe der Beihilfe wird _________________________ (Bruttosubventi-

onsäquivalent) betragen. 

 

Zweck der Beihilfe: 

 

Bitte füllen Sie die beigefügte Erklärung zum Antrag auf Gewährung einer De-minimis-

Beihilfe aus und lassen Sie mir diese unterschrieben zukommen. 

 

 

 

Ort, Datum            

        Bewilligungsbehörde 

 

____________________________________       

 ________________________ 

 

Anlagen 

 

- Erläuterungen zu De-minimis-Beihilfen für Zuwendungsempfänger 

                                                      
8 Amtsblatt der EU Nr. L 352 vom 24. Dezember 2013, S. 1. 
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- Erklärung über erhaltene und beantragte De-minimis-Beihilfen 
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Anlage 1 

zur Mitteilung an den Zuwendungsempfänger 

 

Erläuterungen zu De-minimis-Beihilfen für Zuwendungsempfänger 

 

Einleitung 

Als Beihilfen werden Zuwendungen bezeichnet, die für das empfangende Unternehmen einen 

wirtschaftlichen Vorteil gegenüber einem Konkurrenzunternehmen bedeuten, welches eine sol-

che Zuwendung nicht erhält. Beihilfen können unter anderem in Form von nicht rückzahlbaren 

Zuschüssen, Bürgschaften, Steuervergünstigungen oder zinsverbilligten Darlehen gewährt wer-

den. Da eine Beihilfe nur einem oder einigen Marktteilnehmern zugute kommt, kann sie nach 

Auffassung der Europäischen Kommission den Wettbewerb zwischen den Beihilfeempfängern 

und ihren Konkurrenten verzerren. Solche wettbewerbsverzerrenden Beihilfen an Unternehmen 

oder Produktionszweige sind in der Europäischen Union verboten, wenn sie den Handel zwi-

schen den EU-Mitgliedstaaten beeinträchtigen (Art. 107 Abs. 1 des Vertrages über die Arbeits-

weise der Europäischen Union (AEUV)). 

 

Manche Beihilfen (sog. De-minimis-Beihilfen) sind so gering, dass ihre Auswirkungen auf den 

Wettbewerb nicht spürbar sind. Sie müssen daher nicht von der Europäischen Kommission ge-

nehmigt werden, sondern können ohne deren Zustimmung von den Mitgliedstaaten direkt ge-

währt werden. Allerdings hat die Europäische Kommission das Recht, die Durchführung dieser 

Maßnahme zu kontrollieren. Ihre Gewährung ist daher an bestimmte Bedingungen geknüpft. 

 

Rechtsgrundlage 

Rechtsgrundlage für die Gewährung von gewerblichen De-minimis-Beihilfen ist die Verord-

nung (EU) Nr. 1407/2013 der Europäischen Kommission vom 18.12.2013 über die Anwendung 

der Artikel 107 und 108 AEUV auf De-minimis-Beihilfen, veröffentlicht im Amtsblatt der Eu-

ropäischen Union vom 24.12.2013, Nr. L 352, S. 1. 

 

Bruttosubventionsäquivalent 

Da es unterschiedliche Beihilfearten gibt, ist der finanzielle Vorteil so darzustellen, dass alle 

Beihilfearten miteinander verglichen werden können. Aus diesem Grund wird für jede De-mi-

nimis-Beihilfe berechnet, mit welchem Geldbetrag die durch sie gewährte Vergünstigung 

gleichgesetzt werden kann. Der Betrag dieser Vergünstigung wird als Subventionswert oder 

auch Bruttosubventionsäquivalent bezeichnet. 
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De-minimis-Höchstbetrag 

Damit die als De-minimis-Beihilfen bezeichneten Subventionen nicht dadurch, dass ein Zu-

wendungsempfänger mehrere Subventionen dieser Art sammelt, doch noch zu einer Wettbe-

werbsverzerrung führen, ist der Subventionswert aller für einen Zuwendungsempfänger im An-

wendungsbereich der Verordnung (EU) Nr. 1407/2013 zulässigen De-minimis-Beihilfen auf 

200.000 Euro innerhalb von drei Steuerjahren (Kalenderjahren) begrenzt. Bei jeder Neubewilli-

gung einer De-minimis-Beihilfe muss sichergestellt sein, dass die Gesamtsumme der im laufen-

den Steuerjahr sowie in den zwei vorangegangenen Steuerjahren gewährten De-minimis-Bei-

hilfen diese Schwellenwerte nicht überschreitet. 

 

Dabei ist nicht nur auf den direkten Zuwendungsempfänger, sondern ggf. auch auf mit dem Zu-

wendungsempfänger „verbundene“ Unternehmen abzustellen (sog. „einziges Unternehmen“). 

Mehrere miteinander verbundene Unternehmen sind als ein einziges Unternehmen anzusehen, 

wenn eines der folgenden Kriterien erfüllt ist: 

 

- Ein Unternehmen hält die Mehrheit der Stimmrechte der Anteilseigner oder Gesellschafter 

eines anderen Unternehmens; 

 

- ein Unternehmen ist berechtigt, die Mehrheit der Mitglieder des Verwaltungs-, Leitungs- 

oder Aufsichtsgremiums eines anderen Unternehmens zu bestellen oder abzuberufen; 

 

- ein Unternehmen ist gemäß eines mit einem anderen Unternehmen geschlossenen Vertrags 

oder aufgrund einer Klausel in dessen Satzung berechtigt, einen beherrschenden Einfluss 

auf dieses Unternehmen auszuüben; 

 

- ein Unternehmen, das Anteilseigner oder Gesellschafter eines anderen Unternehmens ist, 

übt gemäß einer mit anderen Anteilseignern oder Gesellschaftern dieses anderen Unterneh-

mens getroffenen Vereinbarung die alleinige Kontrolle über die Mehrheit der Stimmrechte 

von dessen Anteilseignern oder Gesellschaftern aus. 

 

Auch Unternehmen, die über ein anderes Unternehmen oder mehrere andere Unternehmen zu-

einander in einer der oben genannten Beziehungen stehen, werden als ein einziges Unterneh-

men betrachtet. Eine Verbindung zwischen Unternehmen über natürliche Personen findet bei 

den vg. Überlegungen keine Berücksichtigung. 

 

Im Falle von Unternehmensfusionen oder – übernahmen müssen alle De-minimis-Beihilfen, die 

den jeweiligen Unternehmen im laufenden und in den vorangegangenen zwei Jahren gewährten 

wurden, bei der Prüfung der Einhaltung der Obergrenze berücksichtigt werden. Die Rechtmä-

ßigkeit der zuvor gewährten De-minimis-Beihilfen wird dadurch aber nicht in Frage gestellt. 
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Im Falle von Unternehmensaufspaltungen müssen die zuvor erhaltenen De-minimis-Beihilfen 

nach Möglichkeit den jeweiligen Betriebsteilen zugewiesen werden. Ist das nicht möglich, er-

folgt eine Zuweisung auf der Grundlage des Buchwerts des Eigenkapitals der neuen Unterneh-

men. 

 

Kumulierung mit anderen De-minimis-Beihilfen 

Unternehmen der Forstwirtschaft, der Verarbeitung und Vermarktung landwirtschaftlicher Er-

zeugnisse oder auch sonstiger Bereiche (= gewerblicher Bereich) können auch in anderen Be-

reichen tätig sein und dafür De-minimis-Beihilfen erhalten, z. B. im Bereich der Fischerei und 

Aquakultur oder im Bereich der landwirtschaftlichen Primärerzeugung. De-minimis-Beihilfen 

nach der Verordnung (EU) Nr. 1407/2013 dürfen nur bei Einhaltung bestimmter Voraussetzun-

gen mit De-minimis-Beihilfen für andere Sektoren kumuliert werden: Zum einen müssen die 

Beihilfen eindeutig dem jeweiligen Sektor zugeordnet werden können, zum anderen dürfen die 

jeweiligen Obergrenzen der anderen Bereiche nicht überschritten werden.  

 

Beispiel zur Einhaltung der Obergrenzen:  

Für ein Vorhaben sollen De-minimis-Beihilfen gewährt werden. Die Begünstigte hat in 

den letzten zwei Jahren keine gewerblichen De-minimis-Beihilfen erhalten, allerdings 

15.000 Euro Agrar-De-minimis-Beihilfen nach der Verordnung (EU) Nr. 1408/2013. 

Wegen der Vorgabe zur Einhaltung der Obergrenzen kann daher eine De-minimis-Bei-

hilfe von höchstens 185.000 Euro gewährt werden, obwohl nach der gewerblichen De-

minimis-Verordnung eine Förderung von bis zu 200.000 Euro zulässig wäre. 

 

Überprüfung der De-minimis-Bedingungen 

Um sicherzustellen, dass De-minimis-Beihilfen den maximal zulässigen Subventionswert von 

200.000 Euro und die in den anderen De-minimis-Verordnungen festgelegten Obergrenzen 

nicht überschreiten, werden bei der Antragstellung anhand der „Erklärung über bereits erhal-

tene bzw. beantragte De-minimis-Beihilfen“ nachfolgende Angaben erfragt: 

 

1. Der Zuwendungsempfänger muss angeben, ob er oder ein mit ihm verbundenes Unterneh-

men bereits früher De-minimis-Beihilfen nach der Verordnung (EU) Nr. 1407/2013 bzw. 

der Verordnung (EG) Nr. 1998/2006 oder nach einer anderen De-minimis-Verordnung er-

halten hat, und wenn ja, wann und in welcher Höhe. De-minimis-Beihilfen werden vom Zu-

wendungsgeber gegenüber dem Zuwendungsempfänger ausdrücklich als solche bezeichnet, 

und der Zuwendungsempfänger erhält eine De-minimis-Bescheinigung. 
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2. Der Zuwendungsempfänger muss angeben, ob er oder ein mit ihm verbundenes Unterneh-

men im laufenden Steuerjahr sowie in den zwei vorangegangenen Steuerjahren weitere De-

minimis-Beihilfen beantragt hat, und wenn ja, wann und in welcher Höhe. 

 

 Anhand dieser Angaben wird geprüft, ob mit der neu beantragten De-minimis-Beihilfe der 

Höchstbetrag von 200.000 Euro im Zeitraum des laufenden Steuerjahres sowie den zwei vo-

rangegangenen Steuerjahren sowie ggf. die Höchstbeträge nach den anderen De-minimis-

Verordnungen eingehalten werden. Wenn der Gesamtbetrag der De-minimis-Beihilfen, die 

ein Zuwendungsempfänger oder ein mit ihm verbundenes Unternehmen im laufenden Steu-

erjahr und in den letzten zwei Steuerjahren erhalten hat, aufgrund der Förderung die oben 

genannten De-minimis-Höchstbeträge übersteigt, kann der Zuschuss nicht gewährt werden. 

 

3. Zusätzlich muss der Zuwendungsempfänger angeben, ob er für das geplante Vorhaben ne-

ben der beantragten De-minimis-Beihilfe weitere Beihilfen erhält, die mit der beantragten 

De-minimis-Beihilfe kumuliert werden sollen. 

 

 De-minimis-Beihilfen können durchaus mit Beihilfen aus von der Europäischen Kommis-

sion genehmigten oder freigestellten Fördermaßnahmen zusammen in Anspruch genommen 

(d. h. kumuliert) werden. Dabei ist allerdings zu beachten, dass die maximale Förderintensi-

tät, die im EU-Recht für diese Beihilfen vorgegeben ist, durch die Kumulation mit der De-

minimis-Beihilfe nicht überschritten wird. 

 

Wie erfährt das Unternehmen die Höhe einer De-minimis-Beihilfe? 

In einer Anlage zum Förderbescheid für eine De-minimis-Beihilfe (sog. De-minimis-Bescheini-

gung) wird dem Zuwendungsempfänger unter anderem mitgeteilt, wie hoch der auf die Beihilfe 

entfallende Subventionswert ist. Die De-minimis-Bescheinigung muss mindestens zehn Jahre 

aufbewahrt werden, damit sie bei einer Kontrollanfrage der Europäischen Kommission kurz-

fristig vorgelegt werden kann.  



 

25 
 

Anlage 2 

zur Mitteilung an den Zuwendungsempfänger 

 

Erklärung über erhaltene und beantragte De-minimis-Beihilfen durch den Zuwendungs-

empfänger (De-minimis-Erklärung): 

 
 

Unternehmen:  

 

Name, Vorname bzw. Name der juristischen Person 

            

Straße, Hausnummer 

 

PLZ, Ort (Anschrift) 

 

 

Förderaktenzeichen: 

___________________________________________________________ 

 

Erklärung 

zum Antrag auf Gewährung einer De-minimis-Beihilfe 
 

Von den Erläuterungen zu De-minimis-Beihilfen für Zuwendungsempfänger habe ich/haben 

wir Kenntnis genommen. 

 

Ich/wir erkläre(n), dass mir/dem Unternehmen ………. oder einem mit mir/uns im Sinne von 

Artikel 2 Abs. 2 der Verordnung (EU) Nr. 1407/20139 verbundenen Unternehmen über die be-

antragte Beihilfe hinaus keine weiteren bzw. nur die von mir/uns aufgeführten De-minimis-Bei-

hilfen im Sinne der Verordnung (EU) Nr. 1407/2013 (De-minimis-Verordnung für den gewerb-

lichen Bereich), der Verordnung (EG) Nr. 1998/2006 (bis Ende 2013 gültige gewerbliche De-

minimis-Verordnung), der Verordnung (EU) Nr. 1408/2013 (Agrar-De-minimis-Verordnung), 

der Verordnung (EG) Nr. 1535/2007 (bis Ende 2013 gültige Agrar-De-minimis-Verordnung), 

der Verordnung (EU) Nr. 717/2014 (Fischerei-De-minimis-Verordnung) der Verordnung (EG) 

Nr. 875/2007 (bis Ende 2013 gültige Fischerei-De-minimis-Verordnung) und/oder der Verord-

nung (EU) Nr. 360/2012 (DAWI-De-minimis) im laufenden Steuerjahr sowie in den vorange-

gangenen zwei Steuerjahren gewährt wurden. 

 

                                                      
9 Verordnung (EU) Nr. 1407/2013 der Kommission vom 18. Dezember 2013 über die Anwendung der 
Artikel 107 und 108 des Vertrags über die Arbeitsweise der Europäischen Union auf De-minimis-Bei-
hilfen (Amtsblatt der EU L 352 vom 24.12.2013) 
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Im laufenden Steuerjahr sowie in den vorangegangenen zwei Steuerjahren erhaltene De-mini-

mis-Beihilfen und/oder DAWI-De-minimis-Beihilfen: 

Datum des Zuwen-

dungsbescheides/ 

-vertrages 

Zuwendungsgeber 

(Beihilfengeber) 

 

Aktenzeichen bitte an-

geben 

Form der Beihilfe 

(z. B. Zuschuss, Darlehen, 

Bürgschaft) 

Fördersumme  

in Euro  

Subventionswert 

(Bruttosubven-ti-

onsäquivalent) in 

Euro  
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 D
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De-minimis-Regelung Gesamtfördersumme 
Euro 

Gesamtsubventionswert
Euro 

gewerbliche De-minimis- 
Beihilfe 

  

Agrar-De-minimis-Beihilfe 
 

  

DAWI-De-minimis-Beihilfe 
 

  

Fischerei-De-minimis-Beihilfe   
 
 

Darüber hinaus habe ich/haben wir oder ein mit mir/uns verbundenes Unternehmen im laufenden 

Steuerjahr sowie in den zwei vorangegangenen Steuerjahren 
 

 keine weiteren De-minimis-Beihilfen nach der Verordnung (EU) Nr. 1407/2013 (De-mini-

mis gewerblicher Bereich), der Verordnung (EU) Nr. 1408/2013 (Agrar-De-minimis), der 

Verordnung (EG) Nr. 717/2014 (De-minimis) und/oder der Verordnung (EU) Nr. 360/2012 

(DAWI-De-minimis) beantragt,  
 

 die nachstehend aufgeführten De-minimis-Beihilfen nach der Verordnung (EU) Nr. 

1407/2013 (De-minimis gewerblicher Bereich), der Verordnung (EU) Nr. 1408/2013 (Ag-

rar-De-minimis), der Verordnung (EG) Nr. 717/2014 (Fischerei-De-minimis) und/oder der 

Verordnung (EU) Nr. 360/2012 (DAWI-De-minimis) beantragt, die noch nicht bewilligt 

wurden: 
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Datum des För-

derantrages 

Zuwendungsgeber 

(Beihilfengeber) 

 

Aktenzeichen bitte an-

geben 

Form der Beihilfe 

(z. B. Zuschuss, Darlehen, 

Bürgschaft) 

Fördersumme  

in Euro  

Subventionswert 

(Bruttosubven- 

tionsäquivalent) in 

Euro  

A
gr
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 D
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De-minimis-Regelung Gesamtfördersumme 

Euro 
Gesamtsubventionswert
Euro 

Agrar-De-minimis-Beihilfe 
 

  

gewerbliche De-minimis- 
Beihilfe 

  

DAWI-De-minimis-Beihilfe 
 

  

Fischerei-De-minimis-Beihilfe   

 

Die hier beantragte De-minimis-Beihilfe wird 

 

 nicht mit weiteren Beihilfen für dieselben förderfähigen Aufwendungen kumuliert, 

 

 mit folgender/n Beihilfe/n für dieselben förderfähigen Aufwendungen kumuliert: 

 
Datum des Zuwen-
dungsbescheides/ 
-vertrages 

Zuwendungsgeber (Beihil-
fengeber) 
 
Aktenzeichen bitte ange-
ben 

Form der Beihilfe  
(z. B. Zuschuss, Darle-
hen, Bürgschaft) 

Fördersumme in  
Euro 

Subventionswert 
(Bruttosubventions-
äquivalent) in Euro 

     

     

 

Mir/uns ist bekannt, dass die vorstehend gemachten Angaben subventionserheblich im Sinne 

des § 264 des Strafgesetzbuches (StGB) sind. Nach dieser Vorschrift wird u. a. bestraft, wer ei-

nem Subventionsgeber über subventionserhebliche Tatsachen für sich oder einen anderen un-

richtige oder unvollständige Angaben macht, die für ihn oder den anderen vorteilhaft sind (Sub-

ventionsbetrug). 
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Ich/wir verpflichte(n) mich/uns, Änderungen der vorgenannten Angaben der die Beihilfe ge-

währenden Stelle mitzuteilen, sofern sie mir/uns vor der Zusage für die hier beantragte Förde-

rung bekannt werden. 

 

____________________________________________ 

    (Ort, Datum, Unterschrift) 
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2. Schritt 

 

Erstellung des Zuwendungsbescheides 

mit folgenden Zusätzen und der beigefügten De-minimis-Bescheinigung: 

 

 

Bewilligungsbedingungen/-auflagen: 

 

Im Zuwendungsbescheid ist festzulegen: 

 

Sie erhalten durch die Zuwendung eine De-minimis-Beihilfe nach der Verordnung (EU) Nr. 

1407/2013 der Kommission vom 18.12.2013 über die Anwendung der Artikel 107 und 108 des 

Vertrags über die Arbeitsweise der Europäischen Union auf De-minimis-Beihilfen (Amtsblatt 

der EU vom 24.12.2013, Nr. L 352, S. 1), deren Bruttosubventionsäquivalent sich auf ........ 

Euro beläuft.  

 

Dem Zuwendungsempfänger ist folgende Auflage zu machen: 

Die De-minimis-Bescheinigung ist von Ihnen zehn Jahre aufzubewahren und der Europäischen 

Kommission, der Bundesregierung, der Landesverwaltung oder der bewilligenden Stelle auf 

deren Anforderung innerhalb von einer Woche oder einer in der Anforderung festgesetzten län-

geren Frist vorzulegen.  

 

Bezeichnung der subventionserheblichen Tatsachen 

Unrichtige, unvollständige oder unterlassene Angaben, die subventionserhebliche Tatsachen 

betreffen und Ihnen zum Vorteil gereichen, sind nach § 264 Strafgesetzbuch als Subventionsbe-

trug strafbar. Auf die besonderen Mitteilungspflichten nach § 3 des Subventionsgesetzes wird 

hingewiesen.  

Folgende Tatsachen sind subventionserheblich im Sinne des § 264 Strafgesetzbuch: 

 

a) .... 

 

b) Die Angaben zur bisherigen De-minimis-Förderung und zur Kumulation mit anderen, nicht 

in Form von De-minimis-Beihilfen gewährten Beihilfen sind subventionserheblich im Sinne 

des § 264 Strafgesetzbuch. 
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Anlage 

zum Bewilligungsbescheid vom ...... 

 

De-minimis-Bescheinigung 

für _______________________________________________ (Zuwendungsempfänger) 

 

 

Bei der bewilligten Zuwendung handelt es sich um eine De-minimis-Beihilfe nach der Verord-

nung (EU) Nr. 1407/2013 der Kommission vom 18.12.2013 über die Anwendung der Arti-

kel 107 und 108 des Vertrags über die Arbeitsweise der Europäischen Union auf De-minimis-

Beihilfen1).  

 

Nach Ihren Angaben im Antrag wurden Ihnen und mit Ihnen/Ihrem Unternehmen verbundenen 

anderen Unternehmen in den letzten zwei Steuerjahren und im laufenden Steuerjahr folgende 

De-minimis-Beihilfen, die als solche von der jeweiligen Bewilligungsbehörde im Bewilli-

gungsbescheid bezeichnet wurden, gewährt: 
 

Datum des Zuwen-

dungsbescheides/ 

-vertrages 

Zuwendungsgeber 

(Beihilfengeber) 

 

Aktenzeichen Fördersumme in 

Euro  

Subventionswert 

(Bruttosubven 

tionsäquivalent)  

in Euro  
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 D
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lf

e 

F
is

ch
er

ei
-D

e-
m

in
im

is
-B

ei
hi

lf
e  

                                  

                                  

                                  

                                  

                                  

 

Nach Abzug bereits erhaltener Subventionswerte vom Schwellenwert EUR 200.000 verbleibt 

eine Restfördermöglichkeit von EUR ............................... (Anmerkung: Ist die Restfördermög-

lichkeit geringer als die beantragte De-minimis-Beihilfe, so ist der Antrag abzulehnen. Eine 

De-minimis-Bescheinigung ist daher nicht zu erstellen.) 

 

Ihren Angaben im Antrag zufolge wird die hier beantragte De-minimis-Beihilfe  
 

 nicht mit weiteren Beihilfen für dieselben förderfähigen Aufwendungen kumuliert, 
 

 mit folgender/n Beihilfe/n für dieselben förderfähigen Aufwendungen kumuliert: 

                                                      
1) Amtsblatt der EU L 352 vom 24.12.2013 
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Datum des Zuwendungs-
bescheides/-vertrages 

Zuwendungsgeber 
(Beihilfengeber) 
 
Aktenzeichen bitte an-
geben 

Form der Beihilfe 
(z.B. Zuschuss, Dar-
lehen, Bürgschaft) 

Fördersumme in 
Euro 

Subventionswert 
(Bruttosubventions-
äquivalent) in Euro 

     

     

 

Die sich aus der Rechtsgrundlage der anderen Beihilfe, die keine De-minimis-Beihilfe darstellt, 

ergebende maximale Förderintensität wird nicht überschritten. (Anmerkung: Wird die maximale 

Förderintensität überschritten, so ist der Antrag abzulehnen. Eine De-minimis-Bescheinigung 

ist daher nicht zu erstellen.) 

 

Mit Bescheid vom ______________ konnte daher eine De-minimis-Beihilfe i. H. v. 

__________ gewährt werden. 

 

Ort, Datum Bewilligungsbehörde 

 
 

Hinweis: 

 

Diese Bescheinigung ist 

 

- zehn Jahre vom Unternehmen aufzubewahren und der Europäischen Kommission, der Bun-

desregierung, Landesverwaltung oder der bewilligenden Stelle auf deren Anforderung inner-

halb von einer Woche oder einer in der Anforderung festgesetzten längeren Frist vorzulegen, 

 

- bei zukünftigen Beantragungen als Nachweis für die vergangenen De-minimis-Beihilfen 

vorzulegen. 


	1. Rechtsgrundlage und Zweck
	2. Fördergegenstand
	3. Zuwendungsempfänger
	4. Zuwendungsvoraussetzungen
	5. Art, Höhe und Umfang der Zuwendung
	6. Verfahren
	7. Inkrafttreten
	Anlage 1 Übersicht der Maßnahmen und Festbeträge
	Anlage 2 Fachliche Begründung der Maßnahmen
	Anlage 3 Ablaufschema VN-Verfahren
	Merkblatt ... Arbeitsweise der EU auf De-minimis-Beihilfen
	I. Geltungsbereich und Begriffsbestimmungen
	II. De-minimis-Beihilfen
	III. Überwachung
	IV. Übergangs- und Schlussbestimmungen
	V. Umsetzung der Verordnung in der Bundesrepublik Deutschland
	1. Schritt: Übermittlung der nachstehenden Mitteilung nebst Anlagen
	Anlage 1 Erläuterungen zu De-minimis-Beihilfen ...
	Anlage 2 De-minimis-Erklärung

	2. Schritt: Erstellung des Zuwendungsbescheides
	Anlage zum Bewilligungsbescheid






